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K l e i n e  A n f r a g e  
 
Ich frage die Landesregierung: 
 
1. Welche Ziele verfolgt sie mit den Förderangeboten der „Leseschulen“ und 

„Recheninseln“? 
 
2. Inwiefern besteht die Notwendigkeit für ein gezieltes Förderangebot für Schü-

lerinnen und Schüler mit Dyskalkulie und Legasthenie? 
 
3. Welche Ergebnisse konnten bisher mit dem Förderangebot „Leseschulen“ und 

„Recheninseln“ erzielt werden? 
 
4. Welche Möglichkeiten bestehen, um die Förderangebote der „Leseschulen“ 

und „Recheninseln“ aufrecht zu erhalten? 
 
5. Wie will die Landesregierung sicherstellen, dass Schülerinnen und Schüler mit 

einem besonderen Förderbedarf, insbesondere aufgrund von Dyskalkulie und 
Legasthenie, dem Unterricht im Schuljahr 2020/2021 folgen können? 

 
6. Wie schätzt die Landesregierung den Bedarf an zusätzlichen Lehrkräftestellen 

in Grundschulen ein, um die oben genannten Förderangebote im nächsten Schul -
jahr aufrechtzuerhalten? 

 
7. Konnten zusätzliche Lehrkräfte für das Schuljahr 2020/2021 eingestellt wer-

den, um die oben genannten Förderangebote aufrechtzuerhalten?

Kleine Anfrage 

des Abg. Dr. Stefan Fulst-Blei SPD 

und 

Antwort 

des Ministeriums für Kultus, Jugend und Sport

Umgang mit Förderangeboten für Schülerinnen und Schüler 

mit besonderem Förderbedarf, insbesondere Legasthenie  

und Dyskalkulie
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8. Wie kann vermieden werden, dass die ohnehin schon benachteiligten Schüle-
rinnen und Schüler mit besonderem Förderbedarf durch die Corona-Pandemie 
und den damit verbundenen Einschränkungen nicht lebenslange Nachteile für 
ihre Bildungslaufbahn und ihren Bildungserfolg erleiden? 

 
 
11. 09. 2020 
 
Dr. Fulst-Blei SPD 
 
 
 
 
 
B e g r ü n d u n g  
 
Anfang August war der lokalen Mannheimer Presse zu entnehmen, dass das 
Staatliche Schulamt Mannheim die Grundschulen in seinem Bezirk darüber infor-
miert hat, dass die Förderangebote „Leseschulen“ und „Recheninseln“ sowie wei-
tere Förderangebote bis auf Weiteres eingestellt werden, da die Kapazitäten für 
den Pflichtunterricht benötigt würden. Der Gesamtelternbeirat sowie zahlreiche 
Lehrkräfte und Schulleitungen weisen auf die Auswirkungen dieser Streichung 
für die Bildungslaufbahn von Kindern mit besonderem Förderbedarf hin. Ohne 
diese zusätzlichen, sehr intensiven Förderangebote für Schülerinnen und Schüler 
mit Legasthenie oder Dyskalkulie ist es diesen oftmals nicht möglich, dem re-
gulären Unterricht zu folgen. Es droht der Verlust eines weiteren Schuljahres für 
die betroffenen Schülerinnen und Schüler, die bereits im letzten Schuljahr die 
Nachteile von Lernen auf Distanz in besonderem Maße zu spüren bekommen haben.  
 
 
 
 
 
A n t w o r t  
 
Mit Schreiben vom 6. Oktober 2020 Nr. 32-6504.2/649/1 beantwortet das Minis -
terium für Kultus, Jugend und Sport im Einvernehmen mit dem Ministerium für 
Finanzen die Kleine Anfrage wie folgt: 
 
 

Ich frage die Landesregierung: 
 
 

1. Welche Ziele verfolgt sie mit den Förderangeboten der „Leseschulen“ und 
„Recheninseln“?  

 
Allen Grundschulen stehen im Rahmen der geltenden Kontingentstundentafel in 
den Klassenstufen 1 und 2 insgesamt vier Stunden für die Förderung und Vertie-
fung in den Fächern Deutsch und Mathematik zur Verfügung.  
 

Darüber hinaus stehen landesweit 180 Lehrerdeputate für die individuelle Förde-
rung zur Verfügung, die nach landeseinheitlichen Kriterien von den Staatlichen 
Schulämtern vergeben werden („Förderpool Grundschule“). Kriterien sind z. B. 
hoher Anteil von Kindern mit Migrationshintergrund, hoher Anteil von Kindern 
mit Sprachförderbedarf, Kinder mit nachgewiesenen Schwierigkeiten im Lesen 
und/oder Rechtschreiben und Kinder mit nachgewiesenen Schwierigkeiten im 
Fach Mathematik. Die Höhe und die Dauer der Zuweisung an die einzelne Grund-
schule liegt im Ermessen des Staatlichen Schulamts. 
 

Im Bereich des Staatlichen Schulamts Mannheim beispielsweise werden aus dem 
„Förderpool Grundschule“ nach den benannten Kriterien die Standortförderpro-
gramme „Leseschulen“ und „Recheninseln“ bereitgestellt. „Leseschulen“ und 
„Recheninseln“ sind keine standardisierten Programme des Landes. Diese sind 
mögliche Umsetzungsmodelle, um zusätzliche Förderung an zentralen Standorten 
anzubieten. Je nach Schulamtsbezirk sind diese Umsetzungsmodelle anders be-
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nannt, bzw. es sind andere Organisationsformen der additiven Fördermaßnahmen 
installiert. 
 

Ziel der Förderangebote „Leseschule“ und „Recheninsel“ ist die Förderung von 
Kindern in den Klassen 1 und 2, die Schwierigkeiten im Lesen und/oder Recht-
schreiben sowie in Mathematik aufweisen und im Rahmen der bestehenden ge-
samtschulischen Förderkonzepte nicht ausreichend ihren Bedarfen entsprechend 
zusätzlich unterstützt werden.  
 
 

2. Inwiefern besteht die Notwendigkeit für ein gezieltes Förderangebot für Schü-
lerinnen und Schüler mit Dyskalkulie und Legasthenie? 

 
Die Förderung von Schülerinnen und Schülern mit besonderem Förderbedarf und 
Behinderungen ist Aufgabe aller Schularten.  
 

Im Rahmen des Regelunterrichts kann jedes Kind durch differenzierende Maß-
nahmen auf seinem jeweiligen Kompetenzniveau gefördert werden. Reicht diese 
Förderung laut Einschätzung der zuständigen Lehrkraft im Klassenverband nicht 
aus, ist eine Zusammenarbeit zwischen Schulleitung, zuständiger Lehrkraft, ggf. 
speziell qualifizierter Lehrkraft an der Schule und den Eltern wichtig, um über zu-
sätzliche Fördermöglichkeiten zu beraten. Dabei kommt dem frühzeitigen Erken-
nen und Fördern eine besondere Bedeutung zu, um später auftretende Schwierig-
keiten zu reduzieren. 
 

Die Vorgehensweise zur Einleitung von Fördermaßnahmen ist durch eine Ver-
waltungsvorschrift (Kinder und Jugendliche mit besonderem Förderbedarf und 
Behinderungen, s. Anlage 1) geregelt. Grundlage für die Einschätzung des Lern-
standes sind eine fortlaufende Beobachtung der Lernentwicklung, kontinuierliche 
Lernstandsdiagnosen, ggf. die Erstellung von Förderplänen und die Durchführung 
von Fördermaßnahmen in der Schule. Auch können außerschulische Unterstüt-
zungssysteme einbezogen werden, z. B. Beratungslehrkräfte, schulpsychologische 
Beratungsstellen an den Regionalstellen des Zentrums für Schulqualität und Leh -
rerbildung. Dies leitet in der Regel die zuständige Lehrkraft in Absprache mit den 
Eltern ein.  
 

Kinder mit spezifischen Förderbedarfen erfordern ggf. den Einbezug von Lehr-
kräften mit einer Zusatzausbildung und weiteren Qualifikationen. In diesem Fall 
kann eine Förderung außerhalb der Regelklasse in Fördergruppen stattfinden.  
 
 

3. Welche Ergebnisse konnten bisher mit dem Förderangebot „Leseschulen“ und 
„Recheninseln“ erzielt werden? 

 
Die Förderangebote „Leseschule“ und „Recheninsel“ haben für die individuelle 
Förderung der einbezogenen Schülerinnen und Schüler einen besonderen Stellen-
wert. Gleichwohl handelt es sich hierbei nicht – wie bereits unter Ziffer 1 darge-
stellt – um standardisierte Programme des Landes.  
 
 

4. Welche Möglichkeiten bestehen, um die Förderangebote der „Leseschulen“ 
und „Recheninseln“ aufrechtzuerhalten? 

 
Die in den Klassenstufen 1 und 2 zur Verfügung stehenden vier Stunden für För-
derung und Vertiefung in den Fächern Deutsch und Mathematik sind in der Kon-
tingentstundentafel der Grundschule verankert.  
 

Additive Fördermaßnahmen aus dem „Förderpool Grundschule“ für die Förde-
rung von Schülerinnen und Schülern mit erhöhtem Förderbedarf im Lesen und/
oder Rechtschreiben oder im Fach Mathematik können grundsätzlich auch im 
Schuljahr 2020/2021 stattfinden. Die Standortfördermaßnahmen (z. B. „Leseinsel“ 
und „Recheninsel“) stehen zum Teil auch Schülerinnen und Schülern mehrerer 
Schulen offen.  
 

Die Einhaltung der Infektionsschutz- und Hygienemaßnahmen muss im Schulbe-
trieb unter Pandemiebedingungen gewährleistet sein. Dazu sollen die Gruppen so 
konstant zusammengesetzt werden, wie dies schulorganisatorisch möglich ist, da-
mit sich die Quarantänebestimmungen im Infektionsfall nicht auf die gesamte 
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Schule auswirken. Nach der Corona-Verordnung Schule sind jahrgangsübergrei-
fende und schulübergreifende Gruppenbildungen im Unterricht sowie in schuli-
schen Förderangeboten zulässig, sofern ein Mindestabstand von 1,50 Metern auch 
zu und zwischen den Schülerinnen und Schülern eingehalten wird. 
 
 

5. Wie will die Landesregierung sicherstellen, dass Schülerinnen und Schüler mit 
einem besonderen Förderbedarf, insbesondere aufgrund von Dyskalkulie und 
Legasthenie, dem Unterricht im Schuljahr 2020/2021 folgen können? 

 
Ziel ist es weiterhin, die Schülerinnen und Schüler trotz der bestehenden Heraus-
forderungen bestmöglich im Unterricht zu fördern und zu unterstützen. Im Rah-
men des Regelunterrichts wird jedes Kind durch differenzierende Maßnahmen auf 
seinem jeweiligen Kompetenzniveau bestmöglich gefördert. Auch die Förderung 
von Schülerinnen und Schülern mit besonderem Förderbedarf ist zunächst Auf -
gabe aller Schularten (vgl. VwV in Anlage 1).  
 

Das sogenannte Kerncurriculum des Bildungsplans, das auf drei Viertel der Un-
terrichtszeit ausgelegt ist, ist verpflichtend für den Unterricht im Schuljahr 
2020/2021. (Hinweis: Kerncurriculum = Summe der verbindlichen Inhalte der ba-
den-württembergischen Bildungsstandards). Das sogenannte Schulcurriculum, das 
die Schulen normalerweise für Schwerpunktsetzungen im restlichen Viertel der 
Unterrichtszeit nutzen, ist im kommenden Schuljahr nicht verpflichtend und 
kommt wo immer möglich additiv dazu. Das verschafft den Schulen Zeit für das 
Wiederholen und Vertiefen von Inhalten und für die individuelle Förderung über 
eine Binnendifferenzierung.  
 
 

6. Wie schätzt die Landesregierung den Bedarf an zusätzlichen Lehrkräftestellen 
in Grundschulen ein, um die oben genannten Förderangebote im nächsten 
Schuljahr aufrechtzuerhalten? 

 
Auch für Förderangebote können bei bestehenden personellen Engpässen für den 
Präsenzunterricht befristete Verträge mit Lehrkräften oder anderen geeigneten 
Personen abgeschlossen werden. Die Staatlichen Schulämter wurden hierauf, ge-
rade angesichts der Berichterstattung aus Mannheim, in einem Schreiben noch -
mals ausdrücklich hingewiesen. Das Kultusministerium hat die den Regierungs-
präsidien zu diesem Zweck zur Verfügung stehenden Vertretungsmittel durch 
höhere Zuweisungen im Rahmen seiner verfügbaren Haushaltsmittel in zwei 
Schritten um zunächst 6 und dann weitere 16,6 Mio. Euro aufgestockt.  
 
 

7. Konnten zusätzliche Lehrkräfte für das Schuljahr 2020/2021 eingestellt wer-
den, um die oben genannten Förderangebote aufrechtzuerhalten? 

 
Die Einstellung von Lehrkräften orientiert sich an der Zahl der jeweils zum 
Schuljahresende beispielsweise aufgrund des Eintritts in den Ruhestand, durch 
Beurlaubungen – insbesondere Elternzeiten – oder Veränderungen im Beschäfti-
gungsumfang freiwerdenden Stellen. Mit Stand 10. September 2020 waren an 
Grundschulen landesweit noch 290 Stellen unbesetzt – vorwiegend in ländlichen 
Regionen, aber auch in der Region Stuttgart. Inwieweit es in den betroffenen Re-
gionen gelungen ist, darüber hinaus über die zur Verfügung gestellten Mittel Per-
sonen für Förderangeboten zu gewinnen, kann in der noch laufenden Einstel-
lungsphase nicht eindeutig gesagt werden. Die weiterhin sehr dynamische Ent-
wicklung mit fortlaufenden Meldungen weiterer pandemiebedingter tagesaktuel-
ler Ausfälle stellt auch die Grundschulen vor große Herausforderungen. Dabei 
werden alle im Präsenzunterricht einsetzbaren Lehrkräfte in der Grundschule vor-
rangig als Klassenlehrkräfte benötigt. Ausschreibungen für zusätzliche Lehrkräfte 
erfolgen zurzeit primär zur Sicherung der Kernbereiche des Pflichtunterrichts an 
den Schulen möglichst in Präsenz. 
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8. Wie kann vermieden werden, dass die ohnehin schon benachteiligten Schüle-
rinnen und Schüler mit besonderem Förderbedarf durch die Corona-Pandemie 
und den damit verbundenen Einschränkungen nicht lebenslange Nachteile für 
ihre Bildungslaufbahn und ihren Bildungserfolg erleiden? 

 
Es wird auf die Antworten zu den Fragen 1 bis 5 verwiesen. 
 
 
Dr. Eisenmann 
 

Ministerin für Kultus, 
Jugend und Sport
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Anlage 1
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